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Eine demokratische Lebensordnung kasn nur dann bestehen, 

wenn der einzelne Bürger die Freiheit liebt, 
wenn er die Pllichten klar erkennt, die ihm der Anspruch auf Freiheit auf­
erlegt, und 
wenn er bereit ist, diese PHichten zu erfüllen und nach Kräften an der Ge­
staltung des öffentlidien Lebens teilzunehmen. 

Daraus erwächst der ~diule.. in einem demokratischen Staat die Aufgabe der 
politisdien Bildung und Erziehung und deshalb sagt das „Erste Gesetz zur Ord-
nung des Sdiulwesens im Lande Norchhein-WesUalen" vom 8. 4. 1952 im Ein- • 
klang mit Artikel 11 der „Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalenu: 

„Die Jugend soll fähig und bereit werden, sich im Dienst an der Gemein­
schaft, in Familie und Beruf, in Volk und Staat zu bewähren. In allen Schulen 
ist Staatsbürgerkunde Lehrgegenstand und staatsbürgerliche Erziehung verpllid1-
tende Aufgabe. 

Unterricht und Gemeinschaftsleben der Schule sind so zu gestalten, daß sie zu 
tätiger und verständnisvoller Anteilnahme am öffentlichen Leben vorbereiten." 

In unserer jungen deutsdien Demokratie ist die Schule in besonderem ~lalle 
verpllichtet, die politische Bildung und Erziehung zu übernehmen; denn nach 
dem zweiten Weltkrieg hat die Gesdlidite unseres Volkes, vor allem die un­
glüd<liche Teilung unseres Vaterlandes verhindert, daß bürgerliche Gemeinsdiaft, 
Staat und Nation im Bewußtsein des deutsd1en Volkes den ihnen zukommenden 
Platz einnehmen, und die junge deutsche Demokratie hat kaum begonnen, in 
den Herzen ihrer Bürger Wurzel zu sdilagen. 

Ein nicht geringer Teil dieser Erziehungsaufgabe fällt der höheren Sdiule zu, 
die an der Heranbildung führender Kräfte unseres Volkes beteiligt ist. Sie wird 
diese Aufgabe lösen, wenn nidit nur die Lehrer aller Fäche{tsondem a 11 e Mit­
glieder der Sdiulgemeinde, also auchClre tem un die S üler, einmütig und 
mitverantwortlich zusammenwirken. 

1. 

Inhalt und Ziel 
der politischen Bildung und Erziehung 

Das allgemeine Ziel der politischen Bildung und Erziehung in einer demo- • 
kratisdien Welt ist es, 

den Jugendlichen mit der ihn umgebenden politisdien, sozialen und wirt­
schaftlichen Wirklichkeit vertraut zu madien, 
ihn zur überzeugten Bejahung einer auf Freiheit und Menschenwürde ge­
gründeten Lebensordnung zu führen und 
ihn zu einem verantwortungsbewußten, tätigen Glied der mensdilidien Ge­
meinschaften, zu einer rechtlich und sozial denkenden und handelnden 
Persönlichkeit zu formen. 

Von seiner Natur her steht der Mensch in einem Spannungsverhältnis: 
Als Einzelwesen will er den eigenen Nutzen, verlangt er Freiheit und Selbst­

bestimmung -
als Gemeinsdiaftswesen ist er zu Einordnung, Hingabe und Opfer bereit, be­

darf er aber audi des Schutzes und der Hilfe. Aus dieser natürlidien Spannung 
entwickeln sich allzu leicht die Extreme: rücksiditslose Selbstsucht oder haltlose 
Selbstaufgabe. 
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Die politische Bildung und Erziehung hat es vor allem mit dem Menschen 
als Gemeinschaftswesen zu tun, mit seiner Einstellung zu den menschlichen Ge­
meinschaften und ihren Ordnungen. Von besonderer Bedeutung ist dabei das 
Verhältnis zum Staat. 

Der junge Mensch muß die vielfältigen Aufgaben und Leistungen, die Not­
wendigkeit und das Wesen des Staates verstehen lernen; er muß aber aud1 als 
Gefahr erkennen, daß im Zeitalter der industriellen Massen_ge~ellschaft der Staat I 
immer weitere Lebensbereiche zu ertassen und die seibstverantwortliche Ent­
scheidung des Einzelnen einzuengen droht. 

Es muß ihm audi klar werden, daß zum Wesen des Staates notwendig Macht 
gehört, und zwar Macht und Maditausübung nadi innen und außen. Begriffe 
wie "Redits-. Kultur- und Wohlfahrtsstaat" und die Hauptprobleme der po­
litischen Ethik. insbesondere die Frage nadi dem Verhältnis von Madit und Recht 
wf'rden an Beispielen der Geschidite besonders der jüngsten Vergangenheit 
lt>bendig zu machen sein. Der Sdiüler muß die Einsidit erlangen. daß die 
Handhabung der Madit ethischen Normen zu untel"ltellen ist und daß die Au•­
übung der Staatsgewalt nur bereditigt ist innerhalb der Sduanken von Recht 
und Sittlidikeit, sowohl im Verhältnis des Staates 7U den Gemeinden, zu seinen 
Biirgern als auch im Verkehr mit anderen Staaten (Mensdien- und Grundrechte, 
Völkerredit, UN). 

Hierbei muß dem Schüler deutlidi werden, daß manche politisdien Entschei­
dungen in einer Konfliktsituation J?efällt werden und daß der Mensch damm 
ringen muß, die Äusubung aer Mädlt mit den ethisd1en Normen in überein­
stimmunl! ru brinl!en. Df'n Sinn der Reditsordnung und der Reditspffege in 
t>iner freihf'itlimen Df'mokratie muß er von hier aus verstehen lernen. 

Im Verhältnis des Ein7elnen zum Staat kann es aber audi zu sdiweren Ge­
wissementsdieidungen kommen. Das wird an keiner Stelle so deutlidi wie bei 
d t>m Problem der Verteidigung, das zu lösen jeder Zeit, auch der unsrigen, auf­
gE'geben ist. 

Andert>rseits muß aber auch iedem deutlidi werden, daß die natürliche Pflicht 
dE'r Selbsterhaltung und des Schutzes der Familie, der kirdilidien und welt­
lichen Lebensgemein•chaften die Verpfliditunp; einsdiließt, für die Erhaltung 
dieser Werte mit allen Kräften und selbst mit dem Opfer des Lebens einru­
•tehen. Rf'mt und Pflidit zur VerteidiJtUng müssen dabei vom Militarismus jeder 
Art deutlidi abJ?ehohen werden. Es ist besonders wimtig. den Sdiüler übt>r die 
Vorgänge in dt>r SBZ zu unterriditen. Er soll die ganz andersartige Entwidclung 
dif":t>S Teiles Dt>utschlands kennen lernen und so das Rüst7eug zur politischen 
Selbstht>hauptnng gewinnen. Das Verständnis der gesamtdeutschen Aufgabt" 
•Pt7t ferner die Kenntnis der wichtigsten Tatsachen aus der Gesdiidite und 
Knlt11r df'r von DPut•chland getrennten Ostgebiete voraus. Daher gehören auch 
GPtrf'mtiinde der Ostkunde zum Unterridit. 

SchliPRlim meint politi<me Emf'hung audi ErziehunJ!: zur Weite überstaat­
limen Df'nkens. Dt>r Sdiüler soll die 7wischen- und übel"ltaatlichen politisdien. 
wirtschaftlichen und kulturf'llen Einrichtungen kennen und ihren Sinn begrf'ifen 
lernen. Die Gt>•chichte soll ihn lehren, daß ein Ausgleich von Gegensätzen 
zwi•chen den Staaten und ein ZmamrnE"mchluß von Staaten und Staatf'ngrunoen 
möl!lim und d~s Fernziel des Mensdiheitsstaates und des dauernden \Velt­
friedens keine Utopie ist. 

ß. 
Wege zum Ziel 

l.Politische Erziehung durch das Gemeinschaftsleben 
Eine Erziehun~, die zu soldier Haltunl? führen soll, muß viel stärker, als es 
hi•her der Fall war. die formenden Kräfte des Gemeinsdiaft~lehens einsetzen. 
Ohne eine nraktisdie Gewöhnung an ein "mitmt>nsdiliches Verhalten" im All­
ta~, ohne 'Obung in den einfadien Tugenden der Rüdcsiditnahme auf den 

s 



Näcfuten, der Duldung anderer Wesensart, anderer Überzeugung, anderen 
Glaubens, der Einordnung in die Cemeinsdtaft, der Hilfsbereitschaft gegen­
über dem Partner werden dem jungen Menschen die Grundbegriffe der po­
litischen Haltung, Freiheit und Verantwortlichkeit unansdtaulidi bleiben. 
Die Sdiule soll jede Gelegenheit benutzen, den Schüler an der Gestaltung des 
Sdiullebens selbständig und mitverantwortlidt teilnehmen zu lassen und nidtts 
unversudtt lassen, im Rahmen der Sdiulgemeinde eine Atmosphäre zu schaffen, 
in der mitmenschliches Verhalten möglidt, ja selbstverständlidt ist. Wie die 
Sdiulverwaltung sid1 bemühen muß, dem Leiter der Sdiule und dem ein­
zelnen Lehrer das Maß an Freiheit zu lassen, das zu selbständiger und selbst­
verantwortlicher Arbeit am gemeinsamen Ziele nötig ist, so muß der Direktor 
seinen Mitarbeitern, der Lehrer seinen Sdiülem, der Sdtüler seinen Mit­
sdtülem diese Freiheit einräumen und der eine dem anderen gleichzeitig 
helfen, den ihm gemäßen Beitrag zur gemeinsamen Same zu leisten. 
Als ein wertvolles Mittel, den jugendlichen Mensd1en zu täti2er Mitgestaltung 
des Sdiullebens zu führen, hat sidt die Einridttung der Sdiülermitverantwor­
tung (SMV) erwiesen, die sidt, vielfadi angeregt durdt den RdErl. vom 19. 1. 
1948 (Rirntlinien betr. Erziehung zur Selb<tändigkeit und Verantwortlichkeit 
in der höheren Schule). an zahlreichen Srnulen des L:indes entwidcelt hat. 
Ihre Förderuniz wird allen Sdmlen zur Pflidit e:emadtt. Entsdteidend ist, daß 
sidt die Mitarbeit der Sdtiiler im Sinne der Partne~diaft von Lehrern und 
Sdtülem im Geiste des ehrlidten Vertrauen~ vollzieht. Die organisatorische 
Form kann, entspredtend den örtlidten Bedingungen. versdtieden sein. Die 
Srnülermitverantwortung ist in erster Linie eine Ane:elee:Pnheit der einzelnen 
Smule. Nur dort sollte sie sich mit den entspremenden SMV-Gnmnen anderer 
Sdiulen zmammenfinden, z. B. in Form von Arbeit~kreisen. wo sich Aufgaben 
erizeben. die nur gemeinsdtaftlidt e:elö•t werden können. Datiiher hinaus •ollte 
unter Verzicht auf eine feste On!ani<ationsform die Mö~lidtkeit zu einem 
Meinunsr<austausdt zwischen den SMV-Gnmpen eines größeren Bezirks oder 
des Landes von Zeit zu Zeit gegeben werden. 
Die Sdiülennitvenmtwortune: soll dnrm ihre Einrichhmgen (l(l:mensorecher, 
Sdiiilerrat. Verbindungslehrer) da< Schullehen mitgestalten und dabei an nrnk­
tisdten und ore:anisatorisdten Anfirahen kultureller und sozialer Art im Rah­
mPn des Sm11Ji<men Gemein<maft<ll'hens mitwirken ffietrenunit von jüngeren 
Srhülem, GP<taltung von Smnlfesten, Wanck~. Wanderf:iJirten unQ 
Theaterlluffühnmiten. Heramgahe von Smiilei'7eifümzen. Betätil!lme: im Tu­
p;emhotkreu:r.. Verwalhmg df'r Sdtülerhibliothek u. dergl.): sie soll sidt keine 
Aufe:abe <tellen. die ihrem Wesen nach nidtt von ihr, sondern nur vom Er­
zieher geleistet werden kann. 
Für <fa< Geline:en der SMV-Arheit i•t ein 1mte• F.invemehmen mit Direktor 
und LPhrer<chaft entsdteidenil. Deshalh ist die Stelhmir de• •og. Verbindune;s­
oder Vertrauenslehrers der SMV von besonderer Wichtigkeit. 

2.Politi sche Bildung durch den Unterricht 
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Politi~ches Ve~tändnis set7t Sarhkenntnis voraus. Der Smiiler mnß G"md­
kenntnisse e;ewinnen von den Formen des Gemein•m:iftslebens. der Remts­
omnune;, der Wirtsdtaft<ordnun2. von dl'n im polifüdten Bereich wirkenilen 
Kriiften. von \Vesen, Aufbau und Aufgaben des Sta:ites und der überstaat­
lidien Ordnungen. 

a) P o 1 i t i • c h e B i 1 d u n g a 1 s U n t e rr i c h t s p ri n z i p 
aller Fächer 
·~.fö„Hmkeiten. 7nr oolitisdten Bililnne; hei:rntr1uzen, bietl't der Unterridtts­
stoff fast aller Fächer in reidter Fü11P. Des~alh i•t ruliiti~dtmLt..)!er­
pflidttend~ Unterridttsprinzi_.p aller Fädter ~en Sdlule. Dabei hat 
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der Lehrer die remte Mitte zu wahren: Er darf die politischen Gehalte 
eines Stoffes weder übergehen noch den Gegenstand in übertriebener oder 
unsachgemäßer Weise politischen Gesichtspunkten unterordnen. 
Die Richtlinien des Landes NRW für die höheren Schulen von 1952 geben 
in den gemeinschaftskundlichen Hinweisen reichlich Anregungen, wie die 
verschiedenen Unterrichtsfächer ihren Beitrag zur politischen Bildung leisten 
können. 
Es gilt, diese in den Richtlinien aufgezeigten Möglichkeiten in Zukunft 
stärker zu nutzen und bei der Stoffauswahl der einzelnen Fächer die poli­
tischen Elemente zu betonen. 
Die Hauptaufgabe fällt dem Geschichts unter r ich t zu auf Grund 
der wesensmäßigen engen Verbindung von Geschichte und Politik. Politische 
Bildung wird vertieft durch die Kenntnis historischer Abläufe, durch das 
Verständnis für die Eigenart geschichtlicher Entwiddung überhaupt und 
durch einen Einblick in die mannigfaltige historische Bedingtheit unserer 
politischen Existenz. 
Neben dem Geschichtsunterricht vermag der erdkundliche Unterricht einen 
wesentlichen Beitrag für die politisdie Bildung zu liefern. Er läßt die Ab­
hän~11:keit des Menschen von den Kräften der Natur und das wechselseitige 
Verhältnis von Memdi und Raum erkennen. Er zeigt die geographischen 
Voraussetzun11:en und Grundlagen der Entwicklun11: der Völker und Staaten 
und ihrer politischen Ent~dieidungen auf. Durch die Beschäffü~tmg mit an­
deren Ländern und Völkern und durch die Betraditung geographisdier, 
wi.rtschaftlidier und politischer Großräume weitet er den Blick und erzieht 
zum europäisdien und weltweiten Denken. 
Außer Geschid1te und Erdkunde sind hauptsädilidi die Fädier Reliirion, 
Philosophie. Deutsch~ Biologie sowie der altsoradiliche und neusprachliche 
Unterridit für dfe politisdie Bildung von Bedeutung. 

b) Po 1 i t i s c h e Bildung als Gegenstand eines besonderen . 
Fachunterrichts 
So wichtig es ist, daß die politisdie Bildun~ im Bereich der einzelnen Fächer 
zur Geltung kommt, so ersdieint es dodi darüber hinaus notwendig. an 
einigen Stellen. d. h. in besonderen Unterriditsstunden das getrennt Er­
arbeitete ordnend zusammenzufassen und zu ergänzen. 
Eine Vermehrung der Fächer und eine Erhöhung der Wochemtundemahl 
sollen unter allen Umständen vermieden werden. Deshalb wird dieser zu­
sammenfassende Unterricht in fol~ender 'Veise geregelt: 
In den Klassen U II, 0 IT und U I werden am Schluß jedes Halbjahres, in 
0 1 am Schluß des 1. Halbjahres und während eines von den Fachlehrern 
ro wählenden zweiten Zeitraumes dr!!i_ volle U\lt~ajd)ts~y~en in den 
Fädiem Gesdiidite und Erdl'l.lnde für'Cffil p~e 'Onterwe'isimg oestimmt. 

Cesch. Erdk. Zus. 
Gcorg-Eckcrt-\nstltut 

UII 12 ·s 1 18 
Oll 12 ·n 24 

!Or 1' ~- ' - '~13 

UI 18 12 30 Sc.':ul~u~ •c. ·:::·J:ig 

OI 18 12 30 ' '\I ~ •. :i:g 

102 StundenSd ilbuchbll:>hothek 

Der Geschichts- bzw. Erdkundelehrer unterbricht für diese Wochen den 
normalen Unterrichtsgang, um in diesen Stunden ausschließlich Stoffgebiete 
der politisdien Bildung zu behandeln. 
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Die neuen Unterrichtsreihen sollen sich hinsichtlich der Stoffauswahl or­
ganisch aus dem Jahresunterricht dieser Fächer entwid<eln, indem politische 
Gehalte des Tahresstoffes herausgehoben und eindringlich behandelt werden. 
Daneben sollen die Unterrichtsreihen Gelegenheit bieten, Stoffkreise, die in 
dem überlieferten Kanon der Fächer nicht genügend zur Geltung kommen, 
zu behandeln, z.B. die Verfassungskunde. Auch der Rechtsunterrid1t, dessen 
vorläufige Gestaltung der RdErl. vom 24. S. 1955 - II E gen 28 - 271/55 
- geregelt hat, läßt sich mit diesem Unterrid1t verbinden. 

Daß die politisme Unterweisung nicht in bloße Stoffsammlung und Wissens­
vermittlung verflamt, sondern geisti)!e Gehalte heraushebt und erzieherisch 
auswertet, wird das dauernde Bemühen des Lehrers erfordern. 

Im Absmnitt III werden Leitthemen aufgeführt, an denen sim die Unter­
richtsreihen im Geschichts- und Erdkundeunterricht der Klassen U II bis 0 1 
orientieren sollen. 

Bei allen Themen, besonders aum bei denen, die für die Unterrichtsreihen 
des Geschichtsunterrichts bestimmt sind. ist die Verbindung zur Gegenwart 
und zu den politischen. co'rialen und wirtschaftlichen Verhältnissen der 
Bundesrepublik und der SBZ heT7Ustellen: eine isolierte historisme Behand-
lung wird der Aufgabe der politismen Bildung und Erziehung nicht ge­
recht. Für die Frauenobersmule ist eine sinngemäße Abwandlung der The-
men, entspremend ihrem andersartigen Geschichtslehrplan, erforderlich. 

Von den drei für die Klassen 0 II und U I aufgeführten Themen ist die 
Behandlung von zweien na Wahl des Fachlehrers verbindlich; auf Unter-
sekunda und Oberpnma sin te et en au~en Themen zu behan­
deln. Die Leistune:en der Schüler in diesen Unterrichtsreihen sind bei der 1 
Festsetzung des Geschimts- und Erdkundeprädikates als wesentlich zu be- t, 
rüd<sichtigen. Die Kenntnis der wimtigsten Tatsacfien und ProE>leme aus 
den behandelten Themenkreisen \'lird in der Reifeprüfung envartet. In je-
der Geschichts- und Erdkundeprüfone: ist deshalb eine Aufgabe aus dem 
Bereich der politischen Bildung und Erziehung zu stellen. 

c) P o 1 i t i s c h e B i 1 d u n g a 1 s G e g e n s t a n d v o n A r b e i t s -
gemeinschaften 

Die freien Arbeitse:emeinsmnften der Primen für Gee:enwartskunde bleiben 
bestehen und werden besonders emofohlen. Es wird ferner erwartet, daß 
alle Gvmmtsien auch für U II. mit der erfahrune;se:emäß die Schul7eit für 
viele Schüli>r endet. e;emäß den Richtlinien für Geschichte eine Arbeits- e 
gemeinsmaft für politische Bildung einrichten. 

Für die Arbeitse:emeinschaften rolt d11s für den politischen Famunterricht 
in GeschimtE' und Erdkunde betr. Stoffauswahl und Unterrichtsziel Gesae;te 
sinne:E>mäß. Darüber hinaus soll in den Arbeitse:emeinschaften Gelegenheit 
gegeben sein, sorgsam ause:ewählte Gee;enwartcfrae:en möe;lichst an Hand 
von Unterlae:en mit äen Schiilern 711 erörtern. Besichtie;tme;en von Betrieben 
und sozialen Finridttungen, Besum von Gerichtsverhandlungen. unter Um­
ständen auch Teilnahme an Sitzune;en des Gemeinde-, Landes- oder Bundes­
parhmentes und dergleichen mehr können wertvolle Ergänzung der unter­
richtlichen Arbeit sein. 

Sie bieten eine vorroe:liche Möe;lichkeit, die politisdten und sozialen Lebem­
erfahrumren der Schüler durch Ansch:mung zu weiten und im Unterricht die 
neuen Erfahrungen durch geistige Klärung zu tieferen Einsichten werden 
zu lassen. 



ill. 

Zur Methodik 
!.Grundsätze 

Sowohl der politische Fachunterricht in Geschichte und Erdkunde als auch die 
Arbeitsgemeinschaften müssen der Eigentätigkeit der Schüler weiten Raum 
geben. Schülerreferate, möglichst im fre1en Vortrag, offenes Unterrichtsgespräch 
und vor allem Diskussionen unter der sachkundigen Leitung des Lehrers 
sollen im Unterricht vorherrschen. Von den Möglichkeiten, den Schüler zum 
kritischen Verständnis der Welt der SBZ zu führen, sei besonders die eine 
herausgehoben, Lehrbücher der SBZ (besonders der Geschichte) mit unseren 
Schulbüchern zu vergleichen. 
Der Lehrer hat sich parteipolitischer Beeinflussung der Schüler zu enthalten. 
Andererseits braucht er seine persönliche politische Überzeugung nicht zu ver­
leugnen; wenn er sie äußert, dann so, daß sie als seine persönliche Meinung 
erscheint und daß die Schüler in der Gewißheit heranwachsen, ihre eigenen 
Ansichten frei äußern und vertreten zu können. Bei der Aufstellung der 
Anstaltslehrpläne ist darauf zu achten, . daß in allen Fächern de~litischen 
Durchdringung des Stoffes erhöhte AufmerkSäiDkeit gesd:iellkt wird und daß 
Mnglii':llKeiren etner'TonzentraUciii(fer-Pämer genüUrwerden konnen. Die 
Aufgaben liiicr-stöfreOes pohtisChen F adiüiilerrich1s sind im Plan aes Ge­
schichts- und Erdkundeunterrichts gesondert aufzuführen. Die Benutzung eines 
Lehrbuches wird empfohlen. 
Im übrigen sollen sich die Initiative, die Aktivität und die Selbstverantwort­
lichkeit der einzelnen Anstalten und der einzelnen Lehrer frei entfalten können. 
Kein Teilgebiet der Bildungs- und Erziehungsarbeit der höheren Schule 
braucht so sehr Freiheit und die Möglichkeit individueller Gestaltung wie die 
politische Bildung und Erziehung. 
Es wird den Direktoren zur Pfücht gemacht, der Durchführung dieses Erlasses 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

2.Leitthemen: 

a)f ü r d i e p o 1 i t i s c h e B i 1 d u n g i m G e s c h i c h t s u n t e r r i c h t : 
Untersekunda 

1. Die antiken Staatsformen im Vergleich mit modernen Staatsformen (ins­
besondere Bundesrepublik und SBZ). 

2. Soziale Fragen und ihre wirtschaftlichen Voraussetzungen (Ausgangspunkt: 
antike Geschichte). 

Obersekunda 

1. Wesen und Formen der Selbstverwaltung im Mittelalter (z.B. Genossen­
schaft, Zunft, Stadt) und in der neueren Zeit. 

2. Rechtswesen: Grundbegriffe des privaten und öffentlichen Rechtswesens; 
Rechtsordnung und Rechtsübung der Bundesrepublik und der SBZ. 

3. Weltreichsideen. Zwischen- und überstaatliche Ordnungen. 

Unterprima 

1. Verhältnis von Staat und Kirche. 
2. Die Menschenrechte. Geistige Begründung und historische Verwirklichung. 

Vergleich der Bundesrepublik und der SBZ. 
3. Geistige Grundlagen und historische Entwiddung der modernen Wirt­

schaftsformen. 
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Oberprima 

l. Der Soziali'Smw;. Ursprung und Efächeinungsformen bis heute. 
Theorie und Praxis de:; Bolschewismus. 

:!. Der moderne Staat und das Problem der Macht. 

b) f ü r d i e p o 1 i t i s c h e B i l dun g i m E r d k u n d e u n t er r ich t : 
Untersekunda 

l. Die Teilung Deutschlands. 
2. Der Europagedanke. 

Obersekunda 
l. Unterentwickelte Gebiete. 

1._ 'l. Der Mensch als Gestalter der Landschaft. 
1. ·-St Der Mensch in den Lebensgemeinsd1aften Familie, Volk, Menschheit. 

Vergleid1 zwisd1en Bundesrepublik und SBZ. 

Unterprima 

l. Verfled1tung Deutschlands mit der Weltwirtschaft. 
2. Wutschaftssysteme, besonders der Bundesrepublik und der SBZ. 
3. Wandel des politischen und wirtschaftlichen Weltbildes in der Gegenwart. 

Oberprima 

i -}J.. ßevölkerungs- und Siedlungsprobleme Gesamtdeutschlands und Europas. 
l - '"-'·Die Großmächte. 

IV. 

Lite raturhinweis 

Aus Raumgründen hier nicht wiedergegeben. Vergl. hierzu das Amtsblatt des 
Kultusministeriums NRW, Nr. 9 vom 1. September 1956, Seite 129. • 
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